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LWV und Kommunen als Partner der Eingliederungshilfe für behinderte 

Menschen 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, 

Freie Wähler + Piraten und des Stadtverordneten Ernst 

- 101.18.899 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, dass die 

Eingliederungshilfe für behinderte Menschen auch unter der Geltung des neuen 

Bundesteilhabegesetzes von den Kommunen und dem 

Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV) gestaltet werden soll. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung setzt sich dafür ein, dass der LWV als 

Kommunalverband der Kreise und kreisfreien Städte in Hessen auch künftig als 

wichtiger Träger der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen erhalten 

bleibt.  

Die Stadtverordnetenversammlung begrüßt das sogenannte 

„Lebensabschnittsmodell“ als sinnvolle Aufgabenverteilung zwischen den 

Trägern. Danach wären die Kommunen als Träger der Eingliederungshilfe für 

behinderte Kinder und Jugendliche bis zum Abschluss des Schulbesuchs, der 

LWV für volljährige behinderte Menschen und ab dem Renteneintrittsalter ggf. 

wieder die Kommunen zuständig. 

 

Inzwischen ist Hessen das einzige Land, in dem das zuständige 

Landesministerium noch keinen Gesetzentwurf veröffentlicht hat. Diejenigen, 

die das Bundesteilhabegesetz umsetzen müssen, brauchen Zeit für 

Vorbereitung, damit behinderte Menschen die Leistungen, die ihnen zustehen, 

auch erhalten. Deshalb fordert die Stadtverordnetenversammlung die 

Landesregierung und den Hessischen Landtag auf, unverzüglich noch in dieser 

Wahlperiode ein entsprechendes Gesetz zu verabschieden. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Stadtverordnete Burmeister und Nölke 

den  
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Beschluss 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler 

Linke, Freie Wähler + Piraten und des Stadtverordneten Ernst betr. LWV und 

Kommunen als Partner der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen, 

101.18.899, wird zugestimmt. 

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Nicole Eglin 

Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin 




